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1. Einleitung 

Seit der Zusammenführung der Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe im Jahr 2005 wird die Grund-

sicherung für Arbeitsuchende im Sozialgesetzbuch (SGB) Zweites Buch (II) geregelt. Ziel der 

Zusammenführung war die Gewährung von aktivierenden Leistungen aus einer Hand, die auf 

den individuellen Hilfebedarf des bzw. der Einzelnen zugeschnitten sind (DLT 2014, S. 4). Die 

Grundsicherung umfasst Leistungen für hilfebedürftige Erwerbsfähige sowie ihre Angehörigen. 

Konkret beinhalten die Leistungen nach § 16a die Betreuung minderjähriger bzw. behinderter 

Kinder oder die häusliche Pflege von Angehörigen (§ 16a Nr. 1 SGB II), die Schuldnerberatung 

(§ 16a Nr. 2 SGB II), die psychosoziale Betreuung (§ 16a Nr. 3 SGB II) und die Suchtberatung1 

(§ 16a Nr. 4 SGB II). Diese sozial-integrativen Eingliederungsleistungen zielen darauf ab, bei 

Bedarf den Prozess der Wiedereingliederung in Arbeit zu unterstützen und zu flankieren (DLT 

2014, S. 4): ĂF¿r den Erfolg der Wiedereingliederung von (Langzeit-)Arbeitslosen in den Ar-

beitsmarkt sind die sozialen Leistungen von hoher Bedeutung. In vielen Fällen können beruf-

liche Eingliederungsmaßnahmen und Vermittlungsbemühungen überhaupt erst durch die Be-

arbeitung von bestehenden persönlichen Problemlagen greifen und wirksam werdenñ 

(ebenda).  

Die operative Umsetzung der sozial-integrativen Eingliederungsleistungen fällt in die Zustän-

digkeit der Jobcenter bzw. der kommunalen Träger des SGB II. In Hessen gibt es 16 Kommu-

nale Jobcenter (KJC) und 10 Jobcenter, die als Ăgemeinsame Einrichtungenñ (gE) von Ar-

beitsagentur und kommunalen Trägern (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB II) organisiert sind. Es obliegt 

den Jobcentern, zu eruieren, inwieweit diese Leistungen erforderlich sind und gewährt werden 

sollen, um die erwerbsfähigen Leistungsberechtigten bei der (Wieder-) Eingliederung ins Er-

werbsleben zu unterstützen. Die Jobcenter haben als Grundsicherungsträger folglich die Auf-

gabe, individuelle Problemlagen und daraus resultierende Unterstützungsbedarfe ihrer Klien-

ten/innen im Sinne eines Profilings zu erkennen und sie an entsprechende Leistungserbringer2 

weiter zu verweisen (DLT 2014, S. 4; Kaltenborn und Kaps 2012, S. 36). Je nach Bundesland 

und Kommune werden die Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB II auf unterschiedliche 

Weise umgesetzt, da sie u. a. von der Lºsungskompetenz und dem ĂProblemverstªndnis der 

                                                
1 Unter Suchtberatung lassen sich neben der eigentlichen Beratung zur Sucht auch noch weitere Hilfen 
fassen. 
2 Der Deutsche Landkreistag (2014, S. 4) definiert die Leistungserbringer folgendermaßen: Ă[é] Stellen, 
die die sozialen Leistungen faktisch erbringen, werden [é] zusammenfassend als āLeistungserbringeró 
bezeichnet. In vielen Fällen handelt es sich dabei um durch die Landkreise beauftragte Dritte, z. B. 
kirchliche Träger, Verbände oder Vereine. Z. T. erfolgt die Leistungserbringung jedoch auch durch die 
Landkreise selbst.ñ  
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lokalen Akteureñ sowie den kommunalen Ressourcen abhªngen (Kaltenborn und Kaps 2012, 

S. 41).  

Neben den Jobcentern zählen die Landkreise und kreisfreien Städte zu den relevanten Akteu-

ren bei der Umsetzung der sozial-integrativen Eingliederungsleistungen. Sie wurden im Rah-

men der Neuausrichtung durch das SGB II als Träger dieser Leistungen bestimmt, da sie auf 

jahrelang eingespielte Strukturen und Netzwerke mit den Leistungserbringern zurückgreifen 

können (DLT 2014, S. 4).  

Eine Studie der hessischen Wohlfahrtsverbände verdeutlicht am Beispiel der Schuldnerbera-

tung den wohlfahrtsstaatlichen Beitrag der Leistungserbringer, der über die gemeinnützige Er-

bringung sozialer Dienste hinausgeht. Rada und Stahlmann (2016) zeigen, dass die wohl-

fahrtsstaatliche Aufgabe der Schuldnerberatung eine Investition darstellt, die den Ratsuchen-

den, den Arbeitgebern und der öffentlichen Hand auf unterschiedliche Weise gesellschaftliche 

und monetäre Erträge bringt. So trägt sie beispielsweise dazu bei, Kosten der öffentlichen 

Hand zu verringern, die entstünden, würden Ratsuchende keine Schuldnerberatung aufsu-

chen. Diese Kosten könnten sich z. B. in Form einer Wohnungslosigkeit oder anfallender ge-

setzlicher Leistungen bei überschuldeten Personen materialisieren (ebenda). Schuldnerbera-

tung geht deshalb auch mit einem Social Return on Investment einher, wobei weniger von 

Kosten als von Investitionen die Rede ist (ebenda). 

Das Hessische Ministerium für Soziales und Integration (HMSI) unterstützt seit Einführung des 

SGB II die Kommunen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz. Im Vermittlungs-

ausschuss-Kompromiss zur Einführung hatten sich die Länder verpflichtet, ihre zuvor für die 

Erwerbsintegration von Sozialhilfeempfängern eingesetzten Landesmittel an die Kommunen 

weiterzugeben. Die früheren hessischen Landesprogramme sind inzwischen weitgehend in 

ĂBudgetsñ zusammengefasst, die die Kreise und kreisfreien Stªdte f¿r ihre regionale Arbeits-

marktpolitik nutzen können. Über die Verwendung dieser Mittel werden jährlich zwischen dem 

Land und den Kreisen und kreisfreien Städten Zielvereinbarungen abgeschlossen, zum Teil 

werden auch sozial-integrative Leistungen darüber vom Land mitfinanziert. Seit 2011 ist das 

Land auch dafür zuständig, die Kommunalen Jobcenter sowie die kommunalen Träger in gE 

über Zielvereinbarungen (ZV) zu steuern. Die jährlichen ZV zum SGB II werden unter 

www.sgb2.info unter ĂServiceñ/ĂZielvereinbarungenñ und die ZV im Rahmen der Hessischen 

Arbeitsmarktpolitik unter http://www.arbeitswelt.hessen.de/arbeitsmarkt/hessische-arbeits-

marktfoerderung veröffentlicht. Das HMSI führt regelmäßig Zielsteuerungsdialoge mit den 

Kommunalen Jobcentern, veranstaltet gemeinsam mit den Kommunalen Spitzenverbänden 

und auch der Regionaldirektion Hessen der Bundesagentur für Arbeit Fachtagungen und setzt 

http://www.sgb2.info/
http://www.arbeitswelt.hessen.de/arbeitsmarkt/hessische-arbeitsmarktfoerderung
http://www.arbeitswelt.hessen.de/arbeitsmarkt/hessische-arbeitsmarktfoerderung
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Impulse durch Unterstützung beim Austausch von Erfahrungen und guter Praxis. Zur landes-

weiten Erfassung der Betreuung minderjähriger Kinder hat das HMSI einen Indikator entwi-

ckelt, zu dem die Kreise und kreisfreien Städte regelmäßig am Jahresende berichten, desglei-

chen zur Erfassung der Zahl der Menschen in Schuldnerberatung. In die Zielvereinbarungen 

des HMSI mit Kreisen und kreisfreien Städten sind auch die in dieser Erhebung nicht erfassten 

Leistungen für Bildung und Teilhabe einbezogen.  

Insgesamt ist die Datenlage zum Bereich der sozial-integrativen Leistungen allerdings eher 

unzureichend. Viele der vorhandenen Studien oder Datenlieferungen berücksichtigen lediglich 

Teilbereiche der vielschichtigen Strukturen im Beziehungsgeflecht von Jobcentern, Kommu-

nen und Leistungserbringern, sodass eine umfassende flächendeckende Betrachtungsweise 

für ein deutsches Bundesland bisher fehlt. An dieser Stelle setzt der vorliegende Bericht an. 

Mithilfe einer explorativen Studie wird der Versuch unternommen, eine strukturelle Betrach-

tung des Gesamtsystems sozial-integrativer Eingliederungsleistungen in Hessen nach § 16a 

SGB II vorzunehmen. Ungeachtet der regionalen Disparitäten im Bundesland Hessen ï zum 

einen gibt es das dicht bevölkerte wirtschaftsstarke Rhein-Main-Gebiet im südlichen Teil des 

Bundeslandes, zum anderen die eher ländlich geprägten Regionen Mittel- und Nordhessen ï 

liefert der vorliegende Bericht einen Gesamtüberblick für das Bundesland mit seinen 26 Land-

kreisen und kreisfreien Städten. Untersuchungsgegenstand ist das Beziehungsgeflecht von 

Jobcentern, Kommunen und Leistungserbringern im Rahmen der Erbringung sozial-integrati-

ver Leistungen nach § 16a SGB II. Es wird analysiert, wie die Kooperationen zwischen den 

Jobcentern, den Kommunen und den Leistungserbringern gestaltet sind, auf welchen (rechtli-

chen) Grundlagen sie basieren, welche persönlichen und welche standardisierten Strukturen 

dem Austausch von Informationen zugrunde liegen, in welchen Bereichen die persönliche 

Kommunikation eine Rolle spielt und in welchen standardisierte, schriftliche Kommunikations-

wege als effektiver angesehen werden. Dazu werden die Kooperationsstrukturen aus der Sicht 

aller drei Akteure betrachtet und zusammengeführt.  

Der Fokus wird auf die Bereiche Schuldnerberatung, Suchtberatung und psychosoziale Be-

treuung als wohlfahrtsstaatliche Leistungen der Träger gelegt. Die Bereiche häusliche Pflege 

und Kinderbetreuung werden in diesem Bericht gesondert dargestellt. 

Der Bericht gliedert sich in fünf Kapitel: Im nachfolgenden Kapitel 2 erfolgt eine Annäherung 

an den Forschungsstand sowie an die zugrundeliegenden Strukturen im kommunalen Bezie-

hungsgeflecht zwischen Jobcentern, Kommunen und Leistungserbringern. Daran anschlie-

ßend befasst sich Kapitel 3 mit dem methodischen Vorgehen, das für die explorative Studie 

gewählt wurde. Erörtert werden die Herausforderungen, die sich aus der Datenlage und im 
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Rahmen einer flächendeckenden Erhebung für das Bundesland Hessen ergeben. Kapitel 4 

bildet den Hauptteil des Berichts, dort sind die Ergebnisse aus der Befragung der Jobcenter, 

Kommunen und Erbringer sozial-integrativer Leistungen dargelegt. Es werden die Perspekti-

ven der Akteure u.a. in Hinblick auf bestehende Leistungsangebote, Informationskanäle und -

inhalte sowie fördernde und hemmende Faktoren gesondert beschrieben. Da sich die beiden 

Leistungsbereiche Ăhªusliche Pflege von Angehºrigenñ und ĂKinderbetreuungñ eher mit dem 

Umfeld der SGB II-Leistungsbeziehenden befassen, werden sie abschließend gesondert dar-

gestellt. Anknüpfend daran dient Kapitel 5 dazu, die Erkenntnisse zusammenzuführen, erfolg-

reiche Faktoren für eine gelingende Erbringung sozial-integrativer Leistungen aufzuzeigen und 

Handlungsempfehlungen abzuleiten. Darüber hinaus wird das methodische Vorgehen reflek-

tiert. Das Kapitel schließt mit einem Ausblick, der auf den weiteren Forschungsbedarf im The-

menfeld der sozial-integrativen Leistungen verweist. 
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2. Forschungsstand 

Der Forschungsstand zu den sozial-integrativen Leistungen nach § 16a SGB II reicht von qua-

litativen Feldstudien über standardisierte Erhebungen bis hin zu statistischen Auswertungen, 

bspw. der Bundesagentur für Arbeit oder bundesweite Statistiken zu Suchthilfe oder Über-

schuldung. Dabei beschränkt sich die qualitative Forschung meist auf einzelne Leistungen o-

der einzelne Zielgruppen. So werden etwa ältere Langzeitarbeitslose mit gesundheitlichen Ein-

schränkungen betrachtet oder Jugendliche mit Schulden- oder Suchtproblemen (bspw. Egger-

Subotitsch und Poschalko 2014, Bednarek-Gilland 2015 und Flohr 2012). Diese Studien ver-

folgen meist einen biographie-analytischen Ansatz und sind damit weniger auf eine strukturelle 

Betrachtung des Gesamtsystems Ăsozial-integrative Eingliederungsleistungenñ fokussiert.  

Strukturelle Ansätze finden sich hingegen bspw. bei Henke und Zemlin (2013). Die beiden 

Autoren forschen zur Suchthilfe im SGB II-Kontext. Sie gehen davon aus, dass sich Arbeitslo-

sigkeit und Sucht in zwei Richtungen beeinflussen: So steigert einerseits ein Suchtproblem 

das Risiko, arbeitslos zu werden. Andererseits kann eine Sucht zwar die Wiederaufnahme 

einer Erwerbstätigkeit behindern, eine Wiederaufnahme von Erwerbstªtigkeit jedoch Ăeinen 

deutlich positiven Effekt auf die Überwindung der Sucht ausübenñ (ebenda, S. 282). Vor die-

sem Hintergrund untersuchen die Autoren die Suchtprävalenz unter SGB II-Leistungsbezie-

henden und thematisieren auch den Zugang zu möglichen Beratungs- und Hilfeeinrichtungen.  

Ebenfalls einen strukturellen und dabei bereichsübergreifenden Zugang wählt Ludwig (2014). 

Anhand von zwei Jobcentern mit guter formaler Organisation (einmal städtisch/einmal ländlich 

und einmal Optionskommune/einmal gemeinsame Einrichtung) werden Experteninterviews 

mit Führungs- und Fachkräften innerhalb der Jobcenter, aber auch Dokumentenanalysen zur 

Fallsteuerung durchgeführt. Die forschungsleitende Frage ist, welche Kooperationssysteme 

es im Bereich sozial-integrativer Eingliederungsleistungen gibt und wie die Kommunikation 

zwischen Fallmanagement und Beratungsstellen funktioniert (hinsichtlich eines gemeinsamen 

Aufgabenverständnisses, Abstimmung und Transparentmachen unterschiedlicher Akteurs-

Ziele, Aushandlungsprozesse und Vereinbarungen, die auf Vertrauen basieren). Neben Fra-

gen zur Formalisierung und Standardisierung der Zusammenarbeit zielt Ludwig auch auf die 

interne Organisation innerhalb der Jobcenter ab (strategisch; strukturell). Die Studie liefert fun-

dierte Erkenntnisse zu Faktoren, die die Zusammenarbeit zwischen den beteiligten Akteuren 

fördern bzw. behindern können. Außerdem thematisiert sie die besonderen Herausforderun-

gen, die mit der sozialen Stabilisierung der Klienten/innen verbunden sind und die dafür erfor-

derlichen Rahmenbedingungen. Somit werden grundlegende Voraussetzungen für eine erfolg-

versprechende Umsetzung der sozial-integrativen Eingliederungsleistungen behandelt. Diese 
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Studie ist inhaltlich sehr breit aufgestellt und bezieht auch die Perspektive der Kunden/innen 

mit ein, erlaubt jedoch aufgrund der Fallzahl von lediglich zwei untersuchten Jobcentern keine 

verallgemeinerungsfähigen Aussagen.  

Auch Kriwoluzky (2014) widmet sich diesen Fragestellungen, wählt aber einen netzwerktheo-

retischen Ansatz und fokussiert sich auf die Beziehungen zwischen Fallmanagement und Be-

ratungsstellen (hinsichtlich bspw. Vertrauen, wechselseitiger Abhängigkeit, Transaktionskos-

ten). Ziel ist es, die Entstehung aber auch die Wirkungsweise dieser Netzwerke zu verstehen. 

Sie operationalisiert ĂNetzwerkeñ nach den vier Dimensionen Struktur, Stabilitªt, Funktion und 

Aktivitäten. Diese untersucht sie für 20 Grundsicherungsträger bei einer zufälligen Auswahl 

von maximal zwei Trägern je Bundesland im Zeitraum 2010 und 2011. Allerdings sind die so-

zial-integrativen Leistungen erst seit 2011 (beginnend mit den Zielvereinbarungen für 2012) 

obligatorisch in den Zielvereinbarungen enthalten, sodass seit der Erhebung 2010/2011 Er-

fahrungen auf diesem Gebiet gemacht werden konnten und folglich Entwicklungen und Ver-

änderungen stattgefunden haben. Darüber hinaus berücksichtigt die Studie von Kriwoluzky 

nicht die Perspektive der Kommunen als Kostenträger. 

Abgesehen von diesen Studien sei schließlich auch noch auf die Förderstatistik der Bundes-

agentur für Arbeit als ĂInformation zur Datenlage über die Inanspruchnahme von kommunalen 

Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB IIñ verwiesen. Hier wird bundesweit erfasst, wie 

viele Zuweisungen es aus den Jobcentern an entsprechende Schuldner- und Suchtberatun-

gen, psychosoziale Betreuungseinrichtungen und Kinderbetreuungsangebote gibt. Allerdings 

kann ein solcher Ansatz ausschließlich die explizit durch Jobcenter erfassten und dokumen-

tierten Zuweisungen erkennen. Der mutmaßlich großen Dunkelziffer an bspw. informellen Zu-

weisungen, indem das Fallmanagement auf eine mögliche unterstützende Betreuungseinrich-

tung hinweist, kann dadurch nicht begegnet werden.  

Abschließend lässt sich festhalten: Den meisten bestehenden Studien ist gemein, dass sie 

lediglich Teilbereiche abdecken oder zu standardisiert vorgehen, als dass die vielschichtigen 

Strukturen ausreichend berücksichtigt werden konnten. An diesem Punkt soll die vorliegende 

Studie ansetzen. Dafür wurde eine hessenweite Erhebung aller Leistungen nach § 16a SGB 

II unter Berücksichtigung aller relevanten institutionellen Akteure (Jobcenter, Kommunen, Leis-

tungserbringer) durchgeführt. Diese soll Aufschluss über die jeweiligen Perspektiven der un-

terschiedlichen Akteure und über die bestehenden kooperativen Beziehungen zwischen die-

sen Akteuren geben.  
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3. Methodik 

Dieses Kapitel beschreibt zunächst den Auftrag und das Ziel der empirischen Studie, die als 

Basis für die folgende Analyse genutzt wird (Kapitel 3.1). Anschließend werden Studiendesign 

und Erhebungsmethode dargestellt (Kapitel 3.2). 

3.1 Auftrag und Ziel 

Im Auftrag des Hessischen Ministeriums für Soziales und Integration (HMSI) führt das Institut 

für Wirtschaft, Arbeit und Kultur (IWAK) Zentrum der Goethe-Universität Frankfurt am Main, 

ein Projekt zur wissenschaftlichen Beratung und Begleitung der hessischen Arbeitsmarktpolitik 

durch. Das IWAK befragte im Rahmen dieser Projektarbeit alle 26 hessischen Jobcenter, Kom-

munen und Erbringer sozial-integrativer Leistungen zu ihren Kooperationsbeziehungen. Auch 

die sieben hessischen Sonderstatusstädte3 wurden in die Befragung mit einbezogen.  

Der Erhebungszeitraum für die Befragung von Jobcentern und Kommunen bzw. Sondersta-

tusstädten war Dezember 2016 bis Februar 2017. Die Befragung der Leistungserbringer fand 

zeitversetzt in den Monaten Februar und März 2017 statt. Ziel war es, zu einem besseren 

Verständnis der zugrundeliegenden Strukturen im kommunalen Beziehungsgeflecht zu kom-

men. So gibt es diverse quantitative Versuche, sich den sozial-integrativen Leistungen zu nä-

hern (vgl. Kapitel 2). Warum in bestimmten Gebietskörperschaften besonders erfolgreiche Ver-

fahren etabliert wurden, ist daraus nicht ersichtlich. Mit der vorliegenden empirischen Erhe-

bung ist auch die Hoffnung verbunden, Erfolgsfaktoren bzw. hemmende Faktoren zu identifi-

zieren, welche das Spektrum der sozial-integrativen Leistungen nach § 16a SGB II beeinflus-

sen. 

3.2 Vorgehen 

Das zugrundeliegende Projekt denkt im idealtypischen Dreieck ĂKommune ï Jobcenter ï Leis-

tungserbringerñ4. Deshalb wurde für diese drei Perspektiven jeweils eine eigene Erhebung 

vorbereitet, welche in den folgenden Absätzen Schritt für Schritt beschrieben wird. 

  

                                                
3 Sonderstatusstädte sind spezielle kreisangehörige Städte, denen die Hessische Gemeindeordnung 
eine besondere Rechtsstellung zuspricht. Diese ¿bernehmen mehr Aufgaben als Ănormaleñ kreisange-
hörige Städte / Gemeinden in Bereichen wie z. B. der Jugendhilfe. In Hessen gibt es sieben Sondersta-
tusstädte: Bad Homburg, Fulda, Hanau, Gießen, Marburg, Rüsselsheim und Wetzlar. Für weitere Infor-
mationen siehe auch http://www.haushaltssteuerung.de/lexikon-sonderstatusstadt.html, abgerufen am 
10. Juli 2017. 
4 Diese theoriegeleitete Dreiteilung erwies sich ï gerade in einem Bundesland mit 16 Kommunalen 
Jobcentern ï als schwierig. Mehr dazu siehe in Kapitel 5 zur Methodenkritik. 
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 Literaturdurchsicht und Konzeption  

Zunächst wurde mittels intensiver Literaturdurchsicht versucht, sich den konzeptionellen Her-

ausforderungen zu nähern. Eine Verknüpfung von standardisierten Fragen mit vielfältigen of-

fenen Antwortmöglichkeiten wurde ausgewählt, die im Rahmen einer Online-Erhebung abge-

fragt wurden. Die Themen der einzelnen Erhebungsbögen wurden in enger Absprache mit 

dem Auftraggeber definiert. Die Bandbreite an Informationen aus den separat abgefragten Be-

reichen ĂSchuldnerberatungñ, ĂSuchtberatungñ und Ăpsychosoziale Betreuungñ wird in dem vor-

liegenden Bericht parallel dargestellt.  

Die Bereiche Ăhªusliche Pflege von Angehºrigenñ und ĂKinderbetreuungñ beschªftigen sich 

eher mit dem Umfeld der SGB II-Leistungsbeziehenden und konnten deshalb weniger stan-

dardisiert erfasst werden. Deshalb wird für sie auch im vorliegenden Bericht eine gesonderte 

Darstellungsform gewählt. 

 Pretests  

Im Oktober und November 2016 fanden in insgesamt vier der 26 hessischen Gebietskörper-

schaften bilaterale und multilaterale Gespräche mit Akteuren statt. Dabei wurde darauf geach-

tet, dass sowohl bei Kommunalen Jobcentern als auch bei Ăgemeinsamen Einrichtungenñ ein 

eher ländliches und ein eher städtisches Jobcenter ausgewählt wurden.  

Anwesend waren jeweils zuständige Referenten/innen der Städte bzw. Kommunen, Leitungen 

von Sucht- oder Schuldnerberatungsstellen sowie einer psychosozialen Beratungsstelle und 

Leitungen der jeweiligen Jobcenter. In zwei Fällen ließ sich kein persönlicher Termin verein-

baren, weshalb der Fragebogenentwurf in einem Fall per E-Mail zugesandt und dann rückge-

koppelt wurde. In einem anderen Fall konnte die zuständige Person aus der Kommune stell-

vertretend für den Leistungserbringer die relevanten Verständnisfragen klären.  

 Erhebungsphase 

Als Online-Erhebung wurde die Befragung den jeweils zuständigen Personen in Jobcenter und 

Kommune Anfang Dezember 2016 zugesandt. Dabei war das Hessische Ministerium für So-

ziales und Integration als Projektgeber insofern hilfreich, als dass bereits Kontakte und E-Mail-

Adressen vorlagen und das Ministerium die Versendung der Befragung ausführte. Für die Be-

fragung der Leistungserbringer wurde einerseits auf Informationen aus der Kommunen-Erhe-

bung zurückgegriffen. Hier wurde das entsprechende Leistungsangebot inklusive Ansprech-

partner/innen abgefragt, so dass bereits eine breite Datenbasis vorhanden war. Zum anderen 

wurde mithilfe einer Internetrecherche (ĂAdressen in Hessenñ) nachsondiert. 
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 Rücklauf 

Nach Erinnerungsschreiben und der Möglichkeit zu Rückfragen haben sich letztlich alle 26 

Jobcenter und 25 der 26 Kommunen an der Befragung beteiligt. Die Kommune, die nicht selbst 

teilgenommen hat, sah das Kommunale Jobcenter als zuständig für die Organisation und Steu-

erung dieser Leistungen an. Vier bzw. fünf der sieben Sonderstatusstädte haben an der Um-

frage teilgenommen. Weil die Sonderstatusstädte keine Träger des SGB II sind, war ihre Be-

fragung deutlich verkürzt; hier wurde lediglich das bestehende Leistungsangebot abgefragt, 

nicht jedoch Kooperationsbeziehungen zwischen den Leistungserbringern und den Sonder-

statusstädten. 

Auf der Seite der Leistungserbringer ist eine exakte Quantifizierung der Rücklaufquote schwie-

riger. Große Leistungserbringer verfügen häufig über eine Vielzahl lokaler Standorte, bei de-

nen eine einzelne Abfrage zum Teil sinnvoll ist, zum Teil aber auch zu keinen neuen Erkennt-

nissen führt. Auch ist gerade im Bereich der psychosozialen Betreuung nicht eindeutig geklärt, 

welche Einrichtungen darunter zu fassen sind. Von Lebensberatungen über sozialpsychiatri-

sche Dienste bis hin zur Jugendhilfe oder Frauenhäusern fallen verschiedenste Formate in 

diese Kategorie. Letztlich wurden über das oben genannte Vorgehen so viele potentielle Ein-

richtungen wie möglich adressiert. Insgesamt haben sich 93 Leistungserbringer an der Befra-

gung beteiligt, davon 35 im Bereich Schuldnerberatung, 29 im Bereich Suchtberatung und 25 

im Bereich psychosoziale Betreuung. Weitere vier ließen sich keinem der drei Bereiche ein-

deutig zuordnen, da sie mehrere Bereiche gleichzeitig abdecken. Insgesamt ist dieser Rück-

lauf als überaus positiv zu bewerten. Da für die Perspektive der Jobcenter und Kommunen 

über den Auftraggeber bereits Kontakte bestanden und genutzt werden konnten, war hier der 

erste Schritt zur Teilnahmebereitschaft bereits gegangen. Zu den Leistungserbringern selbst 

bestanden keine derartigen Vorkontakte, so dass die rege Beteiligung dieser Zielgruppe auf 

ein bestehendes Interesse im Feld hindeutet. Darüber hinaus bat das HMSI in einem Begleit-

schreiben um Beteiligung an der Erhebung. 

Einrichtungen der Kinderbetreuung und häuslichen Pflege wurden in dieser Erhebung nicht 

befragt. Zur Kinderbetreuung gibt es in Hessen in allen Landesteilen ein umfassendes Rege-

langebot. Bei einer zusätzlichen Abfrage dazu im Rahmen dieser Erhebung wäre der Aufwand 

im Verhältnis zum möglichen zusätzlichen Ertrag unverhältnismäßig hoch gewesen. Gefragt 

wurde jedoch nach eventuellen zusätzlichen Angeboten in Randzeiten.  

In Hessen wurde außerdem per Allgemeinverfügung bestimmt, dass in jedem Landkreis und 

jeder kreisfreien Stadt ein Pflegestützpunkt einzurichten ist. Der Aufbau dieser Pflegestütz-
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punkte ist inzwischen weitgehend abgeschlossen. Zur Erfassung der Bedeutung dieser Pfle-

gestützpunkte sowie der generellen Unterstützung von pflegenden Angehörigen wurden ï an-

gesichts ihrer Relevanz für die Eingliederungsleistungen ï die Kommunen und die Jobcenter 

befragt.  

 Auswertung  

Die hier verarbeiteten Erkenntnisse sind als zusammenfassender Ergebnisbericht zu werten. 

So wurden die Bereiche Schuldnerberatung, Suchtberatung und psychosoziale Betreuung ei-

gentlich strikt einzeln abgefragt. Der vorliegende Bericht wählt jedoch zur Komplexitätsreduk-

tion der Informationsfülle eine bereichsübergreifende Perspektive. Das empirische Material 

wurde gesichtet und entsprechend aufbereitet. Dabei kamen einerseits deskriptive Methoden 

der Statistik zum Einsatz, andererseits konnte eine Vielzahl von qualitativen Hintergrundinfor-

mationen verwertet werden.  

Darüber hinaus erhält jeder Landkreis bzw. jede kreisfreie Stadt eine differenzierte Auswertung 

der Lage vor Ort. Hierfür werden die Perspektiven ĂKommuneñ und ĂJobcenterñ geb¿ndelt dar-

gestellt. Eine regionale Auswertung der Leistungserbringer ist aufgrund von Anonymisierungs-

problemen bei zu geringen Fallzahlen nicht möglich. 
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4. Empirische Erkenntnisse 

Die Darstellung der empirischen Ergebnisse orientiert sich an den jeweiligen Perspektiven der 

Akteure (Jobcenter, Kommunen, Leistungserbringer). Kapitel 4.1 beschreibt zunächst die Per-

spektive der Jobcenter, Kapitel 4.2 im Anschluss diejenige der Kommunen. Daran anschlie-

ßend werden die Ergebnisse aus der Befragung der Leistungserbringer präsentiert (Kapitel 

4.3). Diese drei Kapitel beschreiben die Bereiche Schuldner- und Suchtberatung sowie psy-

chosoziale Betreuung. Die beiden § 16a SGB II-Leistungen ĂKinderbetreuungñ und Ăhäusliche 

Pflege von Angehºrigenñ werden anschlieÇend in Kapitel 4.4 behandelt. 

4.1 Perspektive der Jobcenter 

Die Jobcenter wurden zu einer Vielzahl von Aspekten der sozial-integrativen Eingliederungs-

leistungen nach § 16a SGB II befragt. Die folgenden Unterkapitel beschreiben die Ergebnisse 

der Befragung. Zuerst wird das bestehende Leistungsangebot im Rahmen der Sozialplanung 

inklusive einem definitorischen Exkurs über die psychosoziale Betreuung dargestellt (Kapitel 

4.1.1). Daraufhin geht es um die Feststellung von möglichem Unterstützungsbedarf im Kun-

dengespräch (Kapitel 4.1.2). Anschließend wird beschrieben, wie sich das Fallmanagement 

über bestehende Angebote der Beratungsstellen informiert und in welcher Form der Zugang 

zur Beratungsstelle erfolgt (Kapitel 4.1.3 und 4.1.4). Hieran schließt sich die Frage, wie mit 

Eingliederungsvereinbarungen im Kontext der sozial-integrativen Leistungen umgegangen 

wird, an (Kapitel 4.1.5). 

Die dann folgenden Unterkapitel beschreiben einige konkrete Aspekte der Zusammenarbeit 

zwischen Jobcentern und Leistungserbringern. Dabei geht es einerseits um bestehende Ver-

einbarungen und Verträge (Kapitel 4.1.6), anderseits um den Austausch von Informationen 

zwischen Jobcentern und Leistungserbringern (Kapitel 4.1.7 und 4.1.8). Ferner wurde abge-

fragt, in welchen Formaten die Informationsweitergabe erfolgt (Kapitel 4.1.9).  

Abschließend wird der Blick auf offene, qualitative Fragestellungen gelenkt. Erstens wurde 

nach verschiedenen Aspekten befragt, anhand derer die Kooperationsbeziehungen zwischen 

Jobcenter und Leistungserbringer, aber auch zwischen Jobcenter und Kommune, beurteilt 

werden können (bspw. zur Erreichbarkeit, zu Wartezeiten, Datenschutz und operativen Tref-

fen) (Kapitel 4.1.10). Zweitens soll der mºgliche Zielkonflikt zwischen Ă(Wieder-)Herstellung 

von Erwerbsfähigkeitñ und ĂF¿rsorgeñ besprochen werden (Kapitel 4.1.11). Zuletzt werden die 

wesentlichen Erkenntnisse gebündelt dargestellt (Kapitel 4.1.12). 
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4.1.1 Bestehendes Leistungsangebot und Sozialplanung 

Zunächst wird erarbeitet, inwieweit Jobcenter überhaupt mit Leistungserbringern in den Berei-

chen Schuldner- und Suchtberatung sowie psychosoziale Betreuung zusammenarbeiten.  

Die Erhebung zeigt, dass es in allen hessischen Jobcentern eine Zusammenarbeit in allen drei 

Bereichen gibt. In Summe wurden von den 26 hessischen Jobcentern 157 Leistungserbringer 

genannt, mit denen in den Bereichen Schuldnerberatung, Suchtberatung und psychosoziale 

Betreuung kooperiert wird (vgl. Tabelle 1). Mit 56 Leistungserbringern wird die Kooperation mit 

Einrichtungen zur psychosozialen Betreuung am häufigsten genannt, gefolgt von 54 Suchtbe-

ratungsstellen und 47 Schuldnerberatungsstellen. 

 

Exkurs: Definition psychosoziale Betreuung 

Eine eindeutige oder einheitliche Definition ï auch im juristischen Sinne ï von psychosozialer 

Betreuung existiert nicht; vielmehr ist es so, dass die sozial-integrativen Eingliederungsleis-

tungen nach § 16a Nr. 3 SGB II auf vielfältige Weise Anwendung finden können (DV 2014, S. 

10; Kaltenborn und Kaps 2012, S. 95). Der Deutsche Verein für öffentliche und private Für-

sorge formuliert eine Annäherung, in der die psychosoziale Betreuung juristisch als ĂHilfen, 

welche die psychisch, soziale und rechtliche Stabilisierung bezwecken und unabdingbar für 

die Eingliederung ins Erwerbslebenñ sind (DV 2014, S. 10; vgl. auch BSG 2012 und LSG 

Nordrhein-Westfalen 2010). 

Leistungen zur psychosozialen Betreuung können somit laut dem § 16a Nr. 3 SGB II den 

Prozess der Wiedereingliederung in Arbeit [von erwerbsfªhigen Leistungsberechtigten] [é] 

unterstützen und flankierenñ (DLT 2014, S. 4). Psychosoziale Betreuung wird zudem maßgeb-

lich von der Motivation der Leistungsberechtigten beeinflusst, ihre Lebenskrise überwinden zu 

wollen (DV 2014, S. 10). Ziel kann folglich auch sein, Menschen mit psychosozialem Betreu-

ungsbedarf dazu zu bringen, sich einzugestehen, dass sie unter einer behandlungsbedürfti-

gen Krankheit leiden (Krankheitseinsicht) und die Bereitschaft zu entwickeln, sich einer Diag-

nose und einer Therapie zu unterziehen. Bei einer über 6-monatigen stationären Behandlung 

kann der erwerbsfähig Leistungsberechtigte dann in die Zuständigkeit des SGB XII fallen. Ver-

treter/innen des Deutschen Landkreistages betonen, dass es aus pädagogischer Sicht wichtig 

sei, dass die SGB II-Leistungsberechtigten freiwillig an einer psychosozialen Betreuung teil-

nehmen (DLT 2014, S. 13). 

Um die psychosoziale Betreuung im Sinne des § 16a SGB II von Leistungen beispielsweise 

aus dem SGB V und SGB XII abzugrenzen, ist es wichtig zu betonen, dass es hierbei 
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ausschlieÇliches Ziel ist Ăpsychosoziale [é] Problemlagen [aufzuarbeiten], die nicht auf einem 

diagnostizierten Krankheitsbild beruhenñ (DV 2014, S. 10ff.).5 Aus diesem Grund ist es be-

deutsam, dass die psychosoziale Betreuung als sozial-integrative Leistung stets das Ziel der 

Arbeitsmarktintegration von Leistungsberechtigten beinhaltet (ebenda, S. 11).  

Darüber hinaus werden die Angebote psychosozialer Betreuung nur dann in Betracht gezo-

gen, wenn Ăandere Angebote nicht greifen oder nicht genutzt werden kºnnen, z. B. arbeits-

marktrechtliche, pªdagogische, medizinische oder therapeutische MaÇnahmenñ (DLT 2014, 

S. 7).  

Insbesondere bei Leistungsberechtigten, die multiple Vermittlungshemmnisse aufweisen, 

kann eine psychosoziale Therapie der erste Stein sein, der ins Rollen gebracht wird, um di-

verse Lebensrisiken bewältigen zu können. Denn wenn ein Beitrag zur Stabilisation des psy-

chosozialen Befindens eines/r SGB II-Leistungsberechtigten geleistet werden kann, kann 

auch die gesundheitliche Gesamtsituation verbessert werden, welche zu mehr ĂBeschªfti-

gungsfªhigkeitñ bis hin zu mehr ĂBeschªftigungschancenñ f¿hrt (Kaltenborn und Kaps 2012, 

S. 96). 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass sich psychosoziale Probleme häufig aus 

einem Zusammenspiel unterschiedlicher Belastungen ergeben, die z. B. aus Armut, Arbeits-

losigkeit, mangelnder Bildung und Ausbildung, familiärer Gewalt, Drogen, fehlender sozialer 

Bindungen u.a. resultieren. Bei der psychosozialen Betreuung handelt es sich somit um ein 

breites Spektrum an Angeboten für Menschen mit psychischen Problemen, Störungen oder 

Erkrankungen, Ängsten sowie Überforderungen sowie für Personen, die in akuten Lebenskri-

sen stecken. Dabei konzentrieren sich die Beratungs- und Betreuungsstellen im Allgemeinen 

nicht ausschließlich auf die psychosozialen Probleme; die Grenzen zu anderen Problemlagen, 

wie z. B. verschiedenen Arten von Suchterkrankungen sind fließend. Die Angebote der Bera-

tungsstellen umfassen neben Beratung und Begleitung Informationen über ambulante und 

stationäre Hilfsangebote, Selbsthilfegruppen und Behandlungsmöglichkeiten. Die psychoso-

ziale Betreuung arbeitet dabei im Allgemeinen ressourcenorientiert, d.h. sie setzt an den Stär-

ken der Betroffenen an und strebt eine Zusammenarbeit auf Augenhöhe mit den Ratsuchen-

den an (vgl. Deutsche Gesellschaft für Beratung e.V.). 

 

 

                                                
5 Andernfalls können beispielsweise Leistungen nach § 37a SGB V oder §§ 67 ff. SGB XII (DV 2014, S. 
10ff.) greifen. 
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In der regionalen Aufschlüsselung variiert die Anzahl der Kooperationspartner deutlich; so ar-

beiten die Jobcenter mindestens mit drei Leistungserbringern zusammen (je einem pro Be-

reich), wohingegen die maximale Anzahl an genannten Kooperationspartnern 13 beträgt. In 

der Schuldner- und Suchtberatung arbeiten die hessischen Jobcenter je mit maximal vier Leis-

tungserbringern zusammen, in der psychosozialen Betreuung mit maximal neun Leistungser-

bringern.  

Tabelle 1: Anzahl der Kooperationspartner im Rahmen der Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB II  

Landkreise und kreisfreie Städte 
in Hessen 

Anzahl der Kooperationspartner 

Schuldner- 
beratung 

Suchtberatung 
Psychosoziale 

Betreuung 
Gesamt 

Bergstraße 3 2 1 6 

Darmstadt, kreisfreie Stadt 1 1 1 3 

Darmstadt-Dieburg 2 2 1 5 

Frankfurt am Main 4 4 3 11 

Fulda 2 3 3 8 

Gießen 2 4 2 8 

Groß-Gerau 2 4 5 11 

Hersfeld-Rotenburg 2 1 2 5 

Hochtaunuskreis 1 2 4 7 

Kassel, Landkreis 1 1 1 3 

Kassel, kreisfreie Stadt 4 3 2 9 

Lahn-Dill 2 2 9 13 

Limburg-Weilburg 1 2 1 4 

Main-Kinzig-Kreis 1 3 4 8 

Main-Taunus-Kreis 1 1 1 3 

Marburg-Biedenkopf 4 3 4 11 

Odenwaldkreis 1 3 3 7 

Offenbach, kreisfreie Stadt 2 1 1 4 

Offenbach, Landkreis 1 2 2 5 

Rheingau-Taunus-Kreis 1 1 1 3 

Schwalm-Eder-Kreis 2 3 2 7 

Vogelsbergkreis 1 1 1 3 

Waldeck-Frankenberg 1 1 2 4 

Werra-Meißner-Kreis 1 1 1 3 

Wetterau 2 1 4 7 

Wiesbaden 4 2 6 12 

Gesamt 49 54 67 170 

Durchschnitt 1,9 2,1 2,6 6,5 

Quelle: Eigene Darstellung 

Im Bereich Schuldnerberatung kooperieren die Jobcenter zumeist mit großen Wohlfahrtsver-

bänden wie der Caritas, der Diakonie, dem Deutschen Roten Kreuz oder der Arbeiterwohlfahrt. 

Weitere Kooperationspartner sind Verbraucherzentralen und private Schuldnerberatungen o-

der eingetragene Vereine. Auch städtische oder kreiseigene Beratungsstellen werden mehr-

fach genannt. Im Durchschnitt kooperieren die Jobcenter mit 1,9 Schuldnerberatungen.  

Auch bei der Suchtberatung besteht ein breites Spektrum an Kooperationen. Hier arbeiten die 

Jobcenter im Durchschnitt mit 2,1 Leistungserbringern zusammen. Darunter befinden sich 
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ebenfalls viele große Wohlfahrtsverbände, aber auch städtische oder kreiseigene Referate 

bzw. Beratungsstellen. Dazu zählen Gesundheitsämter oder Fachkliniken und Suchthilfezen-

tren. Neben ambulanten Suchtberatungen kooperieren die Jobcenter also auch mit stationären 

Suchthilfeeinrichtungen. 

Im Bereich der psychosozialen Betreuung arbeiten die Jobcenter mit durchschnittlich 2,6 Leis-

tungserbringern zusammen. Somit bestehen in diesem (sehr breiten) Bereich etwas mehr Ko-

operationen als in den Bereichen Schulden oder Sucht. Das Spektrum an Leistungserbringern 

ist in diesem Bereich ebenfalls sehr groß. Es umfasst einerseits zahlreiche städtische oder 

kreiseigene Stellen, wie z. B. Jugend- und Sozialämter, Sozialpsychiatrische Dienste, Gesund-

heitsämter sowie Sozial- und Integrationsbüros. Andererseits bieten die großen Wohlfahrts-

verbände sowie kirchliche Organisationen Leistungen an. Darüber hinaus bestehen Koopera-

tionen mit zahlreichen kleineren gemeinnützigen Einrichtungen und Vereinen. Die Liste der 

kooperierenden Leistungserbringer zeigt das breite Spektrum an Beratungsleistungen an, das 

unter psychosozialer Betreuung gefasst wird. 

Insgesamt sagt die bloße Anzahl an Kooperationspartnern jedoch wenig über die Intensität 

oder Qualität der Zusammenarbeit und Betreuung vor Ort aus. Deshalb widmet sich das an-

schließende Unterkapitel 4.1.2 spezifischen Aspekten der Zusammenarbeit, beginnend mit 

dem Erkennen von potentiellem Unterstützungsbedarf bei den Klienten/innen6. 

4.1.2 Feststellung von Unterstützungsbedarf 

Da es die Grundidee der sozial-integrativen Leistungen nach § 16a SGB II ist, ein bedarfsge-

rechtes, individuell zugeschnittenes Unterstützungsangebot für die Klienten/innen im Jobcen-

ter bereitzustellen, ist die erste wesentliche Voraussetzung für das Gelingen dieses Unterstüt-

zungsangebotes, dass die Mitarbeiter/innen im Jobcenter von den zugrundeliegenden Prob-

lemlagen ihrer Klienten/innen wissen bzw. deren Unterstützungsbedarfe erkennen. 

Deshalb wurde abgefragt, wie Überschuldung, Sucht- oder psychosoziale Probleme im Kun-

dengespräch festgestellt werden (vgl. Abb. 1). Drei der fünf Antwortkategorien dominieren das 

Vorgehen innerhalb der hessischen Jobcenter. So wird bereichsübergreifend in gut drei Viertel 

                                                
6 In diesem Bericht werden die Begriffe ĂArbeitslose/rñ, ĂKlienten/innenñ ĂKunden/innenñ und Ăerwerbs-
fªhige/r Leistungsberechtigte/rñ parallel verwendet. Es wird damit versucht, sowohl der Jobcenter- als 
auch der Leistungserbringerperspektive gerecht zu werden. Im SGB-II-Kontext ist ferner darauf hinzu-
weisen, dass sich viele Leistungsbeziehende bereits in einem Beschäftigungsverhältnis befinden und 
damit von der ĂWiedereingliederungñ in den Arbeitsmarkt nicht tangiert sind. Da hier spezifische Einglie-
derungsleistungen betrachtet werden, sei in diesem Sinne an die Arbeitslosen und Arbeitsuchenden im 
SGB-II-Leistungsbezug gedacht. Dabei ist zu berücksichtigen, dass sozial-integrative Leistungen auch 
parallel zur Erwerbstätigkeit erforderlich sein können, z. B. Schuldnerberatung bei mehrjährigem Ver-
braucherinsolvenzverfahren. 
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der Fälle im Erstgespräch des Fallmanagements nach entsprechenden Problemlagen gefragt. 

Im Bereich Schuldnerberatung ist diese Antwortkategorie mit 88 Prozent (23 Antworten) am 

stärksten vertreten. Des Weiteren haben bereichsübergreifend zwischen 81 und 85 Prozent 

(21 bzw. 22 Antworten) der Jobcenter angegeben, dass sie anhand indirekter Hinweise den 

Unterstützungsbedarf ihrer Klienten/innen erkennen (Beispiele wären: Bitten um Vorschüsse 

bei Überschuldung, Fahrigkeit und unsicherer Gang bei Sucht oder mangelndes Selbstwert-

gefühl und Schlafstörungen bei psychosozialen Problemen). Hierbei handelt es sich um ein 

deutlich schwächer institutionalisiertes und geregeltes Verfahren als bei der routinierten Ab-

frage im Erstgespräch des Fallmanagements. Dass Schulden-, Sucht- oder psychosoziale 

Probleme in Folgegesprächen ermittelt werden, nachdem eine Vertrauensbasis entwickelt 

werden konnte, ist ebenfalls eine häufig genannte Option. Mit 85 Prozent (22 Antworten) 

scheint diese Vertrauensbasis bei psychosozialen Belangen am wichtigsten, im Bereich 

Schuldnerberatung mit 62 Prozent (16 Antworten) nicht ganz so stark im Vordergrund zu ste-

hen. 

Abb. 1: Feststellung des Unterstützungsbedarfs im Kundengespräch (N=26, absolute Zahlen, Mehrfachantworten 
möglich)  

 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Hälfte der Jobcenter, dass entsprechende Unterstützungsbedarfe festgestellt werden, indem 

die Klienten/innen diese selbst ansprechen.  

Neben der standardisierten Abfrage hatten die Jobcenter in einem offenen ĂSonstigesñ-Feld 

die Möglichkeit, weitere Verfahren zum Erkennen der Unterstützungsbedarfe zu beschreiben. 

Für die Bereiche Schuldner- und Suchtberatung wird bspw. genannt, dass auch durch die 

rechtlichen Betreuer/innen entsprechende Informationen an das Fallmanagement herangetra-

gen werden. Überschuldung wird zudem erkannt, wenn die Leistungssachbearbeitung Hin-

weise aufgrund vorgelegter Kontoauszüge an das Fallmanagement weitergibt. Ein Jobcenter 

weist außerdem auf die jeweilige situative Gesprächssituation hin; somit hängt es auch von 

den Klienten/innen selbst ab, wann bzw. inwieweit entsprechende Problemlagen überhaupt 

zur Sprache kommen. So ist neben dem bewussten Verschweigen außerdem möglich, dass 

die Klienten/innen selbst ihre Problemlage eher verdrängen.  

Insgesamt wird deutlich, dass verschiedene Wege genutzt werden, um entsprechende Prob-

lemlagen und möglichen Unterstützungsbedarf zu erfassen. Dabei zeigen sich leichte Unter-

schiede zwischen den drei Bereichen. Während beispielsweise bei der Schuldnerberatung 

deutlich häufiger bereits bei der Antragstellung nach Überschuldungsproblemen gefragt wird, 

scheint bei psychosozialen Belangen ein erst aufzubauendes Vertrauensverhältnis wichtiger. 

4.1.3 Informationswege bezüglich bestehender Angebote 

Eine Voraussetzung für die Zuweisung an die Leistungserbringer ist die Informationsbasis des 

Fallmanagements. Wissen die Mitarbeiter/innen im Jobcenter bspw. nicht ausreichend über 

die Unterstützungsangebote vor Ort Bescheid, kann dies einer erfolgreichen Weitervermittlung 

im Wege stehen. Deshalb geht es im Folgenden darum, wie sich die Mitarbeiter/innen des 

Fallmanagements über das bestehende Leistungsangebot informieren (vgl. Abb. 2).  

Auf den ersten Blick zeigt sich ähnlich wie beim Feststellen des Unterstützungsbedarfs ein 

breites Möglichkeitsspektrum. Am häufigsten werden mit 18 Antworten, das entspricht einem 

Anteil von 69 Prozent (Schuldnerberatung) bis 21 Antworten bzw.81 Prozent (Suchtberatung) 

Austauschtreffen mit den Beratungskräften genannt. Knapp darauf folgen bereichsübergrei-

fend Medien (Flyer, Informationsbroschüren) mit 17 ï 19 Antworten bzw. 65 bis 73 Prozent 

sowie Informationen im EDV-System mit jeweils 16 Antworten bzw. 62 Prozent. Dies sind im 

Vergleich zu den Austauschtreffen zwei weniger persönliche, aber dafür permanent zugängli-

che Informationsquellen. 
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Abb. 2: Information des Fallmanagements über bestehende Angebote (N=26, absolute Zahlen, Mehrfachantworten 
möglich) 

 

Quelle: Eigene Darstellung  
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ĂBeratungsmesseñ benannt, welches zur Informationsbeschaffung im Bereich Schuldnerbera-

tung genutzt wird. 

Zusammenfassend weist das heterogene Antwortverhalten bei oft mehrfach genannten Ant-

wortkategorien darauf hin, dass je nach Bedarf unterschiedliche Wege beschritten werden. So 

lässt sich ad hoc auf Informationen im EDV-System oder Flyer zugreifen, während Austausch-

treffen oder Schulungen der systematisch vorbereiteten vertieften Informationsbeschaffung 

dienen. Zwischen den drei Bereichen Schuldner-, Suchtberatung und psychosoziale Betreu-

ung haben sich im Antwortverhalten keine deutlichen Unterschiede herauskristallisiert.  

4.1.4 Mögliche Zugangswege zur Beratungsstelle 

Auf das Erkennen von Unterstützungsbedarfen und die Informationsbeschaffung des Fallma-

nagements folgt zeitlich der Zugang zur Beratungsstelle. Dieser kann durch unterschiedliche 

Kanäle erfolgen (vgl. Abb. 3). Zwei der vorgegebenen Antwortkategorien dominieren das Feld 

mit Zustimmungswerten zwischen 73 und 92 Prozent (19 ï 24 Jobcenter): Die formale Zuwei-

sung, bspw. über Beratungsschecks oder -scheine, sowie die Weitergabe von Informationen 

über Anlaufstellen an die Klienten/innen. Letzterer ist als informeller Kanal zu betrachten, der 

den Betroffenen selbst mehr Autonomie zugesteht und dessen Natur weniger verbindlich ist 

als eine formale Zuweisung. In der psychosozialen Betreuung überwiegt dieser informelle Weg 

gegenüber der Zuweisung, wohingegen in der Schuldnerberatung häufiger formal zugewiesen 

wird. In der Suchtberatung haben beide Zugangswege eine etwa gleich große Bedeutung. 

Zwei weitere Zugangswege werden bereichsübergreifend von je gut der Hälfte der Jobcenter 

genannt, und zwar die Eigeninitiative der Klienten/innen sowie die Möglichkeit, dass das Fall-

management einen Ersttermin beim entsprechenden Leistungserbringer vereinbart. Deutlich 

seltener finden Dreiergespräche zwischen Fallmanagement, Leistungserbringer und Klient/in 

statt; mit 35 Prozent (9 Jobcenter) geschieht dies am häufigsten in der psychosozialen Betreu-

ung und mit acht Prozent (bzw. zwei Jobcentern) am seltensten in der Schuldnerberatung. 

Fast überhaupt keine Rolle scheinen aktuell Online-Angebote zu spielen. 
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Abb. 3: Mögliche Zugangswege zur Beratungsstelle (N=26, absolute Zahlen, Mehrfachantworten möglich)   

 

Quelle: Eigene Darstellung  
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4.1.5 Umgang mit Eingliederungsvereinbarungen 

Die vorangegangenen Passagen legen nahe, dass es im Feld der sozial-integrativen Leistun-

gen weniger eindeutige Handlungsmuster gibt als bspw. im Falle der direkten Arbeitsvermitt-

lung. Deshalb wurden die Jobcenter auch zu ihrem Umgang mit Eingliederungsvereinbarun-

gen nach § 15 SGB II im Kontext der § 16a SGB II-Leistungen befragt. Bei diesen Eingliede-

rungsvereinbarungen handelt es sich um einen öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen dem 

Jobcenter und einer erwerbsfähigen leistungsberechtigten Person, in der u.a. vereinbart wer-

den soll, welche Leistungen zur Eingliederung in Ausbildung oder Arbeit die leistungsberech-

tigte Person erhält und welche Eigenbemühungen der/die erwerbsfähige Leistungsberechtigte 

mindestens unternehmen soll, um seine/ihre Arbeitslosigkeit zu beenden. 

Der vorherige Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung ist keine Leistungsvoraussetzung 

(Radüge et al. 2015). Die sozial-integrativen Leistungen sollten jedoch im Rahmen passge-

nauer Eingliederungsstrategien in der Eingliederungsvereinbarung festgehalten werden, wenn 

diese für die Eingliederung in das Erwerbsleben erforderlich sind. Dazu sind Prognosen über 

die Erfolge der Eingliederungsleistungen notwendig. Dies erfordert fachspezifische Kenntnisse 

des Fallmanagements in der Anamnese und im Erkennen sozialer Problemlagen. Diese Auf-

fälligkeiten sind jedoch nicht immer eindeutig erkennbar, besonders wenn die Selbsteinsicht 

der Klienten/innen fehlt, wie es z. B. bei Suchtproblemen der Fall sein kann (vgl. Deutscher 

Landkreistag 204, S. 12). 

Kritische Stimmen aus Praxis und Forschung betonen, dass in derartigen tief in der Pri-

vatsphäre gelegenen Entscheidungssituationen nicht mit Instrumenten wie der Eingliede-

rungsvereinbarung gearbeitet werden sollte, da diese tendenziell Druck ausüben. Erfolgver-

sprechend seien bei einer Sucht- oder Schuldenproblematik ebenso wie bei psychosozialen 

Belangen vielmehr die eigene Einsicht und die freiwillige Suche nach Hilfe (bspw. Deutscher 

Landkreistag 2014. S. 12; Deutscher Städtetag 2015, S. 6; Wagner et al. 2009). Das unein-

heitliche Bild der Ergebnisse könnte mit derartigen Überlegungen in Zusammenhang stehen.  

Die erste von zwei Fragen zur Eingliederungsvereinbarung zielt darauf ab zu erfassen, ob die 

sozial-integrativen Leistungen in den Jobcentern überhaupt Bestandteil der Eingliederungs-

vereinbarung sind (vgl. Abb. 4). Zunächst fällt auf, dass die große Mehrheit von je 81 bzw. 85 

Prozent (21 bzw. 22 Jobcenter) bereichsübergreifend bedarfsorientiert entscheidet. In der 

Schuldner- und Suchtberatung geben zudem je 15 Prozent bzw. vier der Jobcenter an, dass 

diese Leistungen immer mit in die Eingliederungsvereinbarung aufgenommen werden. In der 

psychosozialen Betreuung bestätigen dies lediglich acht Prozent, also zwei Jobcenter. Zwei 
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weitere bescheinigen, generell keine Eingliederungsvereinbarung in diesem Bereich abzu-

schließen. 

Abb. 4: Sozial-integrative Eingliederungsleistungen als Bestandteil der Eingliederungsvereinbarung gemäß § 15 
SGB II (absolute Zahlen) 

 

Quelle: Eigene Darstellung  

Diejenigen Jobcenter, die gelegentlich oder immer Eingliederungsvereinbarungen in den je-

weiligen Bereichen abschließen, wurden anschließend noch zu möglichen Sanktionierungen 

befragt (vgl. Abb. 5). Auch hier liegt das Antwortverhalten bezüglich der drei Bereiche eng 

beieinander: Je (knapp) die Hälfte der Jobcenter gibt an, dass im Bereich von § 16a SGB II 

keine Sanktionen erfolgen und je ein gutes Drittel entscheidet im Einzelfall, wie mit einem Ver-

stoß gegen das Vereinbarte umgegangen wird. Die restlichen ahnden Verstöße mit Sanktio-

nen. In der Suchtberatung sanktionieren Jobcenter mit 15 Prozent (4 Jobcenter) geringfügig 

stärker als dies bei der Schuldnerberatung und der psychosozialen Betreuung der Fall ist (12 

bzw. 8 Prozent, entspricht drei bzw. zwei Jobcentern). Hierbei ist jedoch zu berücksichtigen, 

dass insgesamt ein etwas geringerer Anteil der Jobcenter psychosoziale Beratung überhaupt 

zum Gegenstand einer Eingliederungsvereinbarung macht. 

Abb. 5: Umgang mit Sanktionen bei Nichteinhalten der Eingliederungsvereinbarung (absolute Zahlen) 

 

Quelle: Eigene Darstellung  
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Auch bei diesen beiden Fragen hatten die Jobcenter die Möglichkeit, einen Kommentar oder 

ĂSonstigesñ durch offene Antwortformate weiterzugeben. Davon wurde jedoch von keinem der 

26 Jobcenter Gebrauch gemacht.  

Nach dem Abschnitt zum Instrument ĂEingliederungsvereinbarungñ wird der Blick im Folgen-

den wieder auf die Interaktion zwischen Jobcenter und Leistungserbringer gerichtet. Es geht 

um die (formelle) Basis der Zusammenarbeit, welche durch unterschiedlichste Vereinbarun-

gen oder Verträge festgeschrieben sein kann (vgl. Abb. 6). Zunächst fällt auf, dass das Feld 

in der Schuldnerberatung am vielfältigsten ist, wohingegen in der Suchtberatung sowie in der 

psychosozialen Betreuung mit 46 bzw. 42 Prozent (12 bzw. 11 Antworten) eindeutig die Ko-

operationsverträge überwiegen.  

Abb. 6: Vereinbarungen und Verträge mit den Erbringern sozial-integrativer Leistungen (absolute Zahlen, Mehr-
fachantworten möglich) 

 

Quelle: Eigene Darstellung  

In der Schuldnerberatung hingegen gibt je ein Viertel der Jobcenter an, entweder Kooperati-

onsverträge oder formlose (bspw. mündliche) Vereinbarungen für die Zusammenarbeit mit den 

Leistungserbringern zu nutzen. Ein weiteres Viertel der Jobcenter orientiert sich an Vereinba-

rungen zwischen Kommunen und Leistungserbringern. Diese Art der formalisierten Zusam-

menarbeit wurde in der Suchtberatung und der psychosozialen Betreuung lediglich von drei 

Jobcentern angegeben. Darüber hinaus finden sich in 16 bis 26 Prozent der Fälle ï dies ent-

spricht vier bis sechs Jobcentern ï Vereinbarungen nach § 17 Abs. 2 SGB II (entspricht vier 

bis sechs Jobcentern). Zuschussverträge kommen mit acht bis 15 Prozent noch einmal selte-

ner vor (entspricht zwei bis vier Jobcentern). Insgesamt ist aber bemerkenswert, dass in der 

Schuldnerberatung sowie in der psychosozialen Betreuung nur in vier Prozent, d.h. in je einem 

1

3

5

6

4

11

0

3

7

4

4

12

1

6

6

4

2

6

0 5 10 15

Es bestehen keine Vereinbarungen

Orientierung an Vereinbarungen
ȊǿƛǎŎƘŜƴ YƻƳƳǳƴŜ ǳƴŘΧ

Formlose (bspw. mündliche)
Vereinbarungen

Vereinbarung nach § 17 Abs. 2 SGB II

Zuschussverträge

Kooperationsverträge

Schuldnerberatung
(N=25)

Suchtberatung
(N=26)

Psychosoziale Betreuung
(N=26)



 
   
 

_________________________________________________________________________ 
 
 

29 

einzigen Jobcenter, gar keine Vereinbarungen zur Zusammenarbeit bestehen. In der Sucht-

beratung besteht bei allen Jobcentern irgendeine Form der Vereinbarung oder ein Vertrag. 

Das offene Antwortformat wurde bei dieser Frage von den Jobcentern rege genutzt. Dies weist 

auf eine heterogene Landschaft an Verträgen und Vereinbarungen hin, die je nach Bedarf und 

Situation entsprechend eingesetzt werden. So nennt ein Jobcenter Rahmenvereinbarungen 

zwischen Kommune, Jobcentern und Leistungserbringern und ein anderes Jobcenter verweist 

auf einen bestehenden Ablaufplan, an dem sich bei der Zusammenarbeit orientiert wird. In 

einem Fall (Bereich Suchtberatung) findet außerdem eine direkte Beauftragung eines Leis-

tungserbringers ausschließlich für Klienten/innen aus dem SGB II statt.  

Zudem zeigt sich, dass auch innerhalb eines Bereichs kein einheitliches Vorgehen bestehen 

muss. So kann mit einer Schuldnerberatung ein Kooperationsvertrag bestehen, mit einer an-

deren Schuldnerberatung hingegen eine formlose Vereinbarung. Gerade mit freien Leistungs-

erbringern bestehen zum Teil keine Vereinbarungen, sondern die Kostenübernahmen werden 

im Einzelfall festgelegt. Insgesamt scheint das Feld hier sehr breit zu sein. 

 In der Praxis tatsächlich gelebte Vereinbarungen  

Im Anschluss an die Frage über das Format der Vereinbarungen bzw. Verträge wurden die 

Jobcenter etwas suggestiv danach gefragt, ob diese Absprachen in der Praxis tatsächlich im-

mer Ăgelebtñ werden. Dies wird von 25 der 26 Jobcenter in allen drei abgefragten Bereichen 

bejaht. Ein Jobcenter macht hierzu keine Angaben im Bereich der Schuldner- und Suchtbera-

tung. Auch hier war die Möglichkeit zur offenen Kommentierung gegeben, welche rege genutzt 

wurde. Ein Jobcenter nennt das Instrument ĂBeratungsscheinñ als gute Mºglichkeit, das Ver-

einbarte in die Praxis umzusetzen. In einem anderen Fall wird auf den regelmäßigen Aus-

tausch zwischen Leistungserbringern und Fallmanagement verwiesen. Insgesamt betonen die 

Jobcenter eine vertrauensvolle und langjährige Zusammenarbeit sowie beständige Evaluation 

des Vereinbarten als Gelingensfaktoren. Gerade formalisierte Formate wie der angesprochene 

Beratungsschein oder auch detaillierte Rahmenvereinbarungen, die die Leistungen genau be-

schreiben, scheinen erfolgversprechend dafür, dass die Vereinbarungen in der Praxis wirklich 

umgesetzt werden können. Ein Jobcenter relativiert indessen im offenen Kommentar, dass die 

Vereinbarungen Ănicht durchgehendñ in der Praxis gelebt werden.  

Zusammengefasst ist festzustellen, dass eine Vielzahl an Verträgen und Vereinbarungen be-

steht, auf denen die Zusammenarbeit zwischen Jobcentern und Leistungserbringern fußt. 

Nicht nur zwischen den Bereichen Schulden, Sucht und Psychosoziales, sondern auch zwi-

schen einzelnen Beratungsstellen innerhalb desselben Bereiches werden unterschiedliche 
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Formate genutzt. Insgesamt zeigt sich aber an der Filterfrage zur Praxisumsetzung des Ver-

einbarten, dass die weit überwiegende Mehrheit der Jobcenter mit den vereinbarten Instru-

menten gut arbeiten kann.  

4.1.6 Informationsweitergabe vom Jobcenter an die Leistungserbringer  

Im Folgenden geht es um die Informationsweitergabe zwischen Jobcentern und Leistungser-

bringern. Dabei wird zunächst danach gefragt, ob und welche Informationen die Jobcenter an 

die Schuldner- und Suchtberatungen sowie Einrichtungen im Bereich psychosoziale Betreu-

ung geben (vgl. Abb. 7). Bereichsübergreifend werden deutlich häufiger Informationen trans-

portiert als nicht weitergegeben. Während dies im Bereich der Schuldnerberatung in 77 Pro-

zent der Jobcenter (20 Jobcenter) der Fall ist, geben 85 Prozent (22 Jobcenter) der Jobcenter 

in den Bereichen Sucht und Psychosoziales Informationen über Zuweisungen an die Leis-

tungserbringer. 7  

Abb. 7: Informationsweitergabe an die Leistungserbringer (N=26, absolute Zahlen) 

 
Quelle: Eigene Darstellung  

Das offene Antwortformat bei dieser Frage wurde von den Jobcentern ebenfalls rege genutzt, 

um zusätzliche Informationen zu geben. So haben in jedem der Bereiche zwei bis drei Job-

center auf die Notwendigkeit einer Schweigepflichtentbindung hingewiesen, was bedeutet, 

dass nur, wenn die Klienten/innen darin einwilligen, die Informationen entsprechend an die 

Leistungserbringer weitergereicht werden. Ein weiteres mºgliches Format ist der ĂLaufzettelñ 

als Datenblatt, welches die Klienten/innen selbst im Erstgespräch beim Leistungserbringer 

vorlegen. In einem Fall berichtet ein Jobcenter von der derzeitigen Erarbeitung eines solchen 

                                                
7 Ein Jobcenter machte keine Angaben zum Bereich Schuldnerberatung. 
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Laufzettels (Bereich psychosoziale Betreuung). Eine weitere Möglichkeit wird von einem Job-

center, ebenfalls im Bereich psychosoziale Betreuung, beschrieben: Hier findet zu Beginn der 

Beratung ein Dreiergespräch zwischen Fallmanagement, Leistungserbringer und Klient/in 

statt, in dem die notwendigen Informationen ausgetauscht werden.  

Eine wichtige Einschränkung zur Interpretation der oben abgebildeten Antwortverteilung liefert 

außerdem die Antwort eines Jobcenters, welches verneint hat, Informationen an die Leistungs-

erbringer weiterzugeben (die Bereiche Schulden und Sucht betreffend). Das betreffende Job-

center händigt den Beratungsscheck ebenfalls an die Klienten/innen aus, den diese dann beim 

ersten Termin beim Leistungserbringer vorlegen. Zumindest wird damit die Information weiter-

gegeben, dass der/die Klient/in im Leistungsbezug nach SGB II ist.  

4.1.7 Informationsweitergabe vom Leistungserbringer an die Jobcenter  

Für einen erfolgreichen, auf die Arbeitsvermittlung abgestimmten Beratungsprozess ist es 

nicht nur wichtig, dass die Leistungserbringer Auskünfte von den Jobcentern bekommen, son-

dern auch umgekehrt. Deshalb geht es im Folgenden darum, welche Informationen die Leis-

tungserbringer an die Jobcenter zurückspielen (vgl. Abb. 8). Die Unterschiede zwischen den 

drei Bereichen sind dabei marginal. Insgesamt wird in einer großen Mehrheit der Fälle berich-

tet, ob die Klienten/innen überhaupt beim Leistungserbringer erschienen sind (85 bis 92 Pro-

zent, entspricht 22 bzw. 23 Jobcentern).  

Alle weiteren, tiefergehenden Auskünfte finden deutlich seltener statt. So bekommen je zwi-

schen 54 und 65 Prozent der Jobcenter Angaben zum Beratungsverlauf bzw. zum planmäßi-

gen oder vorzeitigen Beratungsende.8 Inhaltliche Informationen zur Beratung werden in der 

psychosozialen Betreuung mit 38 Prozent am häufigsten an die Jobcenter weitergegeben, in 

der Suchtberatung mit 19 Prozent bzw. fünf Jobcentern am seltensten. In jedem Bereich gibt 

jeweils nur ein Jobcenter (entspricht vier Prozent) an, gar keine Informationen von den Leis-

tungserbringern zu bekommen. Dabei handelt es sich in jedem der drei abgefragten Bereiche 

um ein anderes Jobcenter. 

                                                
8 Ein Jobcenter hat keine Angaben im Bereich der Schuldnerberatung gemacht. 
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Abb. 8: Informationserhalt von den Leistungserbringern (absolute Zahlen, Mehrfachantworten möglich) 

 

Quelle: Eigene Darstellung  

Die offenen Antworten zu dieser Frage geben Aufschluss über Spezifika bei der Informations-

weitergabe. So verweisen ï wie schon bei der vorherigen Frage zur Weitergabe von Informa-

tionen vom Jobcenter an die Leistungserbringer auch ï beim umgekehrten Informationsfluss 

einige Jobcenter auf die Notwendigkeit einer Schweigepflichtentbindung. Ein weiteres Jobcen-

ter beschreibt, dass die Kommunikation unabhängig vom Bereich grundsätzlich über die Kli-

enten/innen erfolgt; diesen werden wahrgenommene Beratungstermine durch die Leistungs-

erbringer bestätigt. Diese Bestätigung kann der/die Klient/in dann dem Fallmanagement vor-

legen. Bei Bedarf können in diesem Jobcenter auch Fallkonferenzen durchgeführt werden. In 

einem anderen Jobcenter gibt es in der Suchtberatung und psychosozialen Betreuung regel-

mäßige Beratungstermine zum Informationsaustausch.  

Ferner bemerken zwei Jobcenter einschränkend für die Bereiche Schulden und Psychosozia-

les, dass inhaltliche Informationen nur sporadisch im Einzelfall bzw. ausschließlich nach Ab-

sprache mit den Klienten/innen weitergegeben werden. Ein weiterer Fall beschreibt ein von 

Beratungsstelle zu Beratungsstelle variierendes Verfahren; eigentlich sei vorgesehen, dass 

Auskünfte zum Beratungsergebnis mitgeteilt werden. Dies erfolgt laut betreffendem Jobcenter 

jedoch nicht immer. 

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass das Erscheinen oder Fernbleiben der Klienten/innen beim 

Leistungserbringer überwiegend an die Jobcenter kommuniziert wird. Wer bedürftig ist, ein 

Schuldenproblem hat und dann nicht zur Schuldnerberatung geht, der hat wahrscheinlich noch 

mehr Probleme als nur seine Verschuldung und braucht dringend die enge Begleitung und 

Förderung durch das Fallmanagement im Jobcenter. Die Übermittlung dieses ĂProzessda-

tumsñ ist auf jeden Fall datenschutzrechtlich zulªssig. Es ist der Beitrag der Beratungsstelle 
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